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Justiz Seit dem Ja zur Ausschaf-
fungsinitiative tobt der Streit um
Härtefälle. Seit 2016 gilt: Krimi-
nelleAusländerinnenundAuslän-
der müssen nicht zwingend des
Landes verwiesen werden, wenn
dies einen schwerenpersönlichen
Härtefall bewirkenwürdeunddas
private Interesse amVerbleib das
öffentliche Interesse an der Aus-
schaffung überwiegt.

NunhabenZahlendesBundes-
amts für Statistik die SVP
auf den Plan gerufen. Denn:
2018 sind im Kanton Zürich
29ProzentderDelinquentenohne
Schweizer Pass trotz Katalogtat
nicht ausgeschafft worden, 2019
55 Prozent. Auch wenn es hinter
diesenZahlenFragezeichengebe,
sei die Tendenz klar, sagte René
Truninger (SVP) am Montag im
Kantonsrat. Er verlangt zusam-
men mit der FDP und der EDU
vom Regierungsrat eine Analyse
über die Anwendung der Härte-
fallklausel. «Die Klausel soll nur
inabsolutenAusnahmefällen zum
Tragen kommen», so Truninger.

Katalog als untauglich outen
Support für den Vorstoss gab es
überraschend von der AL. Anne-
Claude Hensch Frei sagte: «Wir
vertrauen darauf, dass unsere
politisch gerecht zusammenge-
setzten Gerichte angemessen
urteilen.»AL-FraktionschefMar-
kusBischoff erklärte, erwolle den
Deliktkatalog als untauglich
outen, und dafür brauche es
Transparenz. Gemäss Bischoff
gebe es zahlreiche Beispiele für
Katalogdelikte, die mit weniger
als sechsMonaten Gefängnis be-
straft werden. «Liegen die Zah-
len und die Begründungen der
Staatsanwaltschaften und Ge-
richte auf dem Tisch, diskutiere
ich gerne mit der SVP über Sinn
und Unsinn des Katalogs.»

SP,Grüne,CVPundEVPwehr-
ten sich gegen denVorstoss. Jani-
ne Vannaz (CVP) sah keinen Be-
darf angenauerenZahlen,ausser-
demseienunterden547Straftaten
im Jahr2019viele Bagatelldelikte.
Davide Loss (SP) sagte, das Prob-
lem sei der Katalog, und sprach
von Verhältnismässigkeit. Trotz
Widerstandwurdedas dringliche
Postulatmit 99:67 Stimmenüber-
wiesen. Der Regierungsrat muss
nun innerhalb eines Jahres einen
Bericht liefern.

Pascal Unternährer

Überraschende
Unterstützung für
SVP-Vorstoss

ANZEIGE

Bereits im Hochsommer forder-
ten die FDP und SVP in einem
Vorstoss Heizpilze, Zelte und
Passantenstopper für den Win-
terbetrieb der Restaurants. Der
Regierungsrat lehnte es aber
ab, in die Autonomie der Ge-
meinden einzugreifen, welche
für die Bewilligungen zuständig
sind. Baudirektor Martin Neu-
kom (Grüne) erinnerte zudem
daran, dass Heizpilze nicht ver-

boten sind, solange sie mit er-
neuerbaren Energien betrieben
werden. Eineweiter gehende Be-
stimmung lehnte ermit Hinweis
auf die klimapolitischen Ziele ab.

Am Montag ging es im Kan-
tonsrat umdie Überweisung des
dringlichen Postulats. Marc
Bourgeois anerkannte, dass etwa
die Stadt Zürich bereits in sei-
nem Sinn gehandelt hat, wollte
aber trotzdemein politisches Sig-

nal des Kantons erwirken. Ge-
mäss dem FDP-Kantonsrat habe
sich die Zahl derArbeitslosen im
Gastgewerbe binnen eines Jah-
res verdoppelt. «Man kann nicht
monatelang die Peitsche schwin-
gen, es braucht auch einmal et-
was Zuckerbrot», sagte er.

Lieber Gutscheine
HanspeterGöldi (SP) verwies auf
die kulanten Gemeinden und

forderte vielmehr die Unterneh-
men auf, den Mitarbeitenden
statt des ausfallenden Weih-
nachtsessens Gutscheine für lo-
kale Restaurants zu geben. Un-
bürokratische Hilfe für die Bei-
zen forderten alle Rednerinnen
und Redner, aber Bourgeois’
Vorstoss taxierten die meisten
als untauglich. BaudirektorNeu-
kom selbst rief die Bevölkerung
auf, beim nächsten Einkehren

vielleicht einen Glühwein mehr
als sonst zu konsumieren, um
dem Gastrogewerbe zu helfen.

Der Kantonsrat lehnte das
dringliche Postulat von Bour-
geois und Sulsermit 93:74 Stim-
men ab. Ja sagten SVP, FDP, EDU
und der Parteilose Urs Hans,
Nein votierten SP, GLP, Grüne,
CVP, EVP und AL.

Pascal Unternährer

«Zuckerbrot statt Peitsche» für Restaurants gefordert
Corona-Hilfe Der Kantonsrat will nicht überall Heizpilze. Er hat andere Vorschläge zugunsten der Gastrobranche.

Daniel Schneebeli

Das Coronavirus sorgte am
Montag im Kantonsrat für rote
Köpfe. Grund war eineWei-
sung, welche die Geschäftslei-
tung am Freitag erlassen hatte.
Inhalt: Verschärfung der Mas-
kenpflicht in der Messehalle.
Demnach hätten die Volksver-
treter ihre Maske auch an ihren
Arbeitsplätzen tragen müssen,
obwohl sie dort den Minimal-
abstand von 1,5 Metern locker
einhalten können.

Die Geschäftsleitung wird vom
SVPler Roman Schmid präsi-
diert. Dennoch war es seine
Partei, die sich am meisten
aufregte. So trat Valentin
Landmann, als über 70-Jähri-
ger allein schon altersmässig
zur Risikogruppe gehörend,
ans Mikrofon und stellte den
Antrag, dieWeisung aufzuhe-
ben. «Es gibt für diese Ver-
schärfung keine Rechtsgrund-
lage», sagte Rechtsanwalt
Landmann. Die von Bundesrat
und Regierungsrat verfügte
Maskenpflicht gelte nur, falls
der Abstand nicht eingehalten
werden könne. Und natürlich
lasen dann auch SVP-Hardliner
Claudio Schmid und Hitzkopf
Hans-Peter Amrein der Ge-
schäftsleitung die Leviten.

Einen Kompromiss schlug
SVPler Lorenz Habicher vor.

Er verlangte dieWiedereinfüh-
rung der 10-Uhr-Pause, damit
man wenigstens einmal pro
Morgen im Foyer die Maske
ausziehen könne. Das BAG
empfehle schliesslich, die
Maske nicht länger als zwei
Stunden am Stück zu tragen.

Sein Antrag wurde vom Plenum
verworfen. «Was sollen denn

die Krankenpflegerinnen sa-
gen, die die Maske vom Morgen
bis am Abend tragen müssen?»,
fragte Hanspeter Hugentobler
von der EVP später draussen im
Foyer. Zudem meinte er: «Es ist
keine gute Idee, wenn alle
180 Kantonsräte gleichzeitig
an die Theke drängen und dann
beim Kaffeetrinken auch noch
die Maske ausziehen.»

Am Endewurde Landmanns An-
trag mit 82 zu 75 Stimmen bei 8
Enthaltungen angenommen
und dieWeisung aufgehoben.
Unzufrieden damit sind die
meisten Linken. Für den Grü-
nen-Fraktionschef Thomas
Forrer setzt der Rat kein gutes
Signal: «Alle müssen sich ein-
schränken, undwir lockern
unsere eigenen Regeln.»

Wie gross die Verunsicherung
unter den Volksvertretern ist,
zeigt die Grippeimpfung, die
Arzt JosefWidlerundApotheker
Lorenz Schmid denVolksvertre-
tern anbieten. Statt der üblichen
30 liessen sich amMontag
doppelt so viele stechen.

In der SVP gibt es noch mehr
Zoff.Worum es geht, ist derweil
unklar. Bestätigt ist einzig, dass
Hans-Peter Amreinwieder
einmal aus der Fraktion ausge-
treten ist.

Hintergrund könnte eine
parlamentarische Initiative von
Amrein sein, die eine Locke-
rung der Vorschriften bei der
Liftkontrolle verlangt. Gemäss
gut unterrichteten Kreisen
sollen sich die SVP-Vertreter in
der vorberatenden Kommission
gegen Amreins Vorstoss geäus-
sert haben. Amrein will dies
weder bestätigen noch demen-
tieren. Er sagt nur: «Auch wenn
ich aus der Fraktion austrete,
bleibe ich 100 Prozent SVP.»

Claudio Schmidmeint: «Mit
Amrein hat unsere Fraktion eine
On-off-Beziehung.» Bereits 2015
hatte Amreinwegen «Vertrau-
ensverlust» gegenüber der
Fraktionsleitung von Jürg
Trachsel die Fraktion verlassen
undwar ihr zwei Monate später,
als derÄrger verraucht war,
wieder beigetreten.

Politiker lockern ihreMaskenpflicht
Kantonsrat Die Volksvertreter des Kantons Zürich kippen einen Mundschutzentscheid des Präsidiums.
Und die SVP sorgt mit einer On-off-Beziehung für Gesprächsstoff.

Gesehen & gehört

Maskengegner Landmann und Parteikollege Christian Mettler, der für Masken ist. Foto: Ennio Leanza (Keystone)

«Damit Konzerne dafür geradestehen,
wenn sie die Menschenrechte verletzen.»

Diese Parteien empfehlen ein JA am 29. November
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